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1. Kommissionsmitglieder 
 
Der Gemeinsamen Kommission gehören sechs Mitglieder an, wobei je drei Mitglieder vom Ös-
terreichischen Filminstitut sowie drei Mitglieder vom ORF benannt werden. Für jedes Kommis-
sionsmitglied wird aus dem gleichen Kreis ein Stellvertreter benannt. 
 
 
2. Sitzung 
 
Die Kommission fasst ihre Beschlüsse in den Sitzungen, die vom Vorsitzenden oder bei dessen 
Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden einzuberufen sind und die am Sitz der Ge-
meinsamen Kommission stattfinden sollen. 
 
 
3. Einberufung 
 
Die Sitzungen der Kommission sind vom Vorsitzenden je nach Anfall von Geschäftsfällen, min-
destens jedoch zwei Mal jährlich einzuberufen. Der Vorsitzende bestimmt die Form der Einbe-
rufung. 
 
 
4. Tagesordnung 
 
Die Tagesordnung wird vom Vorsitzenden im Einvernehmen mit dem stellvertretenden Vorsit-
zenden festgesetzt. Die Tagesordnung ist den Mitgliedern der Kommission bei der Einberufung 
mitzuteilen und zu erläutern. Vorliegende schriftliche Unterlagen sollen der Tagesordnung bei-
gefügt werden. Ist in der Sitzung über eine Herstellungsförderung gemäß § 4 oder § 5 zu ent-
scheiden, so muss zwischen der Übersendung der Unterlagen und dem Sitzungstermin eine 
Frist (von höchstens jedoch acht Wochen) liegen, die unter Berücksichtigung aller Umstände 
zu sorgfältiger Durchsicht und Beurteilung ausreicht. Die Kommission kann einen Gegenstand 
mit Mehrheitsbeschluss von der Tagesordnung absetzen. Über Verhandlungsgegenstände, die 
nach Aussendung der Tagesordnung in diese aufgenommen wurden, oder werden sollen, sind 
Beschlüsse in derselben Sitzung nur mit Zustimmung von mindestens vier Mitgliedern der 
Kommission zulässig. 
 
 
5. Sitzungsteilnahme 
 
Die Mitglieder der Kommission sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. Im Falle sei-
ner Verhinderung hat das Kommissionsmitglied für die Teilnahme eines Stellvertreters Sorge 
zu tragen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Über die Beratung und ihre Ergebnisse ist Still-
schweigen zu bewahren. 
 
Den Kommissionsmitgliedern gebührt für ihre Teilnahme an den Sitzungen kein Sitzungsgeld 
und kein Auslagenersatz aus Mitteln des Film/Fernseh-Abkommens. 
 
 
6. Vorsitz 
 
Den Vorsitz der Gemeinsamen Kommission führt im jährlichen Wechsel ein Mitglied aus dem 
Kreis des ORF bzw. ein Mitglied aus dem Kreis des Österreichischen Filminstituts, wobei den 
stellvertretenden Vorsitzenden jeweils der andere Vertragspartner stellt. Der Vorsitzende er-
öffnet, leitet und schließt die Sitzung, er erteilt das Wort und bringt Anträge zur Abstimmung. 
Zu Beginn der Sitzung stellt der Vorsitzende fest, welche Mitglieder anwesend sind und ob die 
Kommission beschlussfähig ist. 
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Die Kommission ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß einberufen wurden 
und mindestens zwei stimmberechtigte Vertreter des ORF sowie der Direktor des Österreichi-
schen Filministuts oder dessen Stellvertreter anwesend sind. 
 
 
7. Abstimmungsgrundsätze 
 
Die Abstimmung in den Sitzungen erfolgt durch Handzeichen. Die Gemeinsame Kommission 
entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, eine Vertretung im Stimmrecht 
ist zulässig, eine Stimmenthaltung nicht; Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.  
 
Im Falle von Förderungsanträgen gemäß § 5 (Nachwuchs- und Innovationsförderung) des Ab-
kommens für Vorhaben, die von einer anderen fördernden Institution als dem Österreichischen 
Filminstitut bereits eine Förderungszusage erhalten haben, wird die Kommission zur Förde-
rungsentscheidung gegebenenfalls einen kompetenten Vertreter dieser Institution zur Bera-
tung und Auskunftserteilung beiziehen. 
 
Die Mittel aus dem Film/Fernsehabkommen sind im Einzelfall mit dem 2fachen des Förde-
rungsbeitrags des öffentlichen Primärförderers begrenzt. 
 
 
8. Aufgaben 
 
Der Kommission obliegt gemäß Film/Fernseh-Abkommen insbesondere 
• die Beschlussfassung über die Geschäftsordnung der Kommission; 
• die Entscheidung über die Herstellungsförderung gemäß § 4 des Abkommens, wobei Filme, 

die speziell und typisch zur Fernsehausstrahlung und nicht zur Auswertung im Kino geeignet 
erscheinen, nicht Gegenstand der Förderung im Rahmen des Abkommens sind; 

• die Entscheidung über die Gewährung von Förderungsmitteln gemäß § 5 (Nachwuchs- und 
Innovationsförderung) des Abkommens sowie die Genehmigung der Absenkung bzw. des 
Verzichts aus Erbringung eines Eigenanteils durch den Förderungswerber; 

• die jährliche Genehmigung der Mittel gemäß § 8 (Sonstige Förderungsmaßnahmen) des Ab-
kommens sowie deren Zweckwidmung. 

 
Für Förderungsentscheidungen gemäß § 4 des Abkommens sind nur solche Vorhaben zu be-
rücksichtigen, denen das Österreichische Filminstitut bereits eine Förderungszusage erteilt hat. 
 
Für Förderungsentscheidungen gemäß § 5 des Abkommens sind nur solche Vorhaben zu be-
rücksichtigen, denen das Österreichische Filminstitut oder eine andere filmfördernde Institution 
bereits eine Förderungszusage erteilt hat. 
 
 
9. Antragstellung 
 
Förderung im Rahmen des Abkommens ist nur auf Grund eines begründeten und mit entspre-
chenden Unterlagen versehenen schriftlichen Antrages möglich, wobei insbesondere das dafür 
bestimmte Antragsformular zu verwenden ist. Allen fördernden Institutionen sind die gleichen 
projektbeschreibenden Unterlagen vorzulegen. Fehlen bei dem Förderungsantrag Angaben o-
der Unterlagen, die für die Förderungsentscheidung von relevanter Bedeutung sind, gilt der 
Antrag als nicht beschlussfähig. Werden die fehlenden Angaben bzw. Unterlagen trotz dahin-
gehender Aufforderung vom Förderungswerber nicht fristgerecht nachgereicht, wird der Antrag 
von der Kommission zurückgewiesen. 
 
 
10. Protokoll 
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Über die Beratung und Beschlüsse der Kommission ist ein Protokoll zu führen, das vom Vorsit-
zenden und einem von der Kommission zu wählenden Schriftführer zu unterfertigen ist. Das 
Protokoll enthält die Namen der Anwesenden, die Tagesordnung, Ort und Zeit der Sitzung, die 
gestellten Anträge, den Verlauf der Sitzung in wesentlichen Belangen, das Ergebnis der Ab-
stimmungen, die gefassten Beschlüsse. Auf Verlangen eines Mitglieds der Kommission sind 
seine Äußerungen wörtlich festzuhalten. Das Protokoll ist jedem Mitglied der Kommission in 
Abschrift spätestens drei Wochen nach erfolgter Sitzung zuzustellen und in der nächsten Sit-
zung der Kommission zur Genehmigung vorzulegen. 
 
 
11. Verschwiegenheitspflicht 
 
Die Mitglieder der Kommission sind verpflichtet, die ihnen bei der Ausübung ihrer Tätigkeit be-
kannt gewordenen Tatsachen, außer in den Fällen dienstlicher Berichterstattung oder der An-
zeige strafbarer Handlungen, geheim zu halten; sie haben sich der Verwertung der ihnen zur 
Kenntnis gelangten Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse zu enthalten. Diese Pflichten gelten 
auch nach Ausscheiden aus der Funktion. 
 


